
 

Vorprüfungsbescheid Einwohnergemeinde Laufen 
Reglement über die Mehrwertabgaben 

Liestal, 15. August 2025 / bs 
 
Sehr geehrte Frau Buser 
 
Sie haben uns mit Anfrage vom 7. Mai 2025 das neue Reglement über die Mehrwertabgabe der 
Einwohnergemeinde Laufen zur Vorprüfung eingereicht. Gerne nehmen wir hierzu nach Einholung 
der verwaltungsinternen Stellungnahmen wie folgt Stellung: 
 
 
Verwaltungsinterne Stellungnahmen 
 

FKD SID BKSD BUD VGD Sonstige 

☒ GS ☐ GS ☐ GS ☒ GS ☐ GS ☐ LKA/PolR 

☐ BGV ☐ AfMB ☐ AFK ☐ ARP ☐ AFG ☐ LKA/EGov 

☐ KSA ☐ AMB ☐ AKJB ☐ AUE ☐ AFW ☐ STABL 

☐ PA ☐ POL ☐ BMH ☐ AIB ☐ AGI ☐ ASD 

☐ AfDS ☐ RDRR ☐ AVS ☐ BIT ☐ ALV ☐ Ombud 

☐ STV ☐ ZRV ☐ Sport ☐ ZBS ☐ KIGA   

☐ Diverse ☐ Diverse ☐ Diverse ☐ Diverse ☐ Diverse ☐ Diverse 

 
 
Vorbemerkungen 
 
Nach Prüfung des eingereichten Reglementsentwurfs und nach Einholung der verwaltungsinternen 
Stellungnahme von Herrn Andres Rohner, Leiter Rechtsabteilung Bau- und Umweltschutzdirektion 
(BUD/GS), können wir Ihnen mitteilen, dass die Genehmigung des Reglements in der vorgelegten 
Version, nach Umsetzung der als «zwingend» markierten Änderungen, in Aussicht gestellt werden 
kann. Gemäss § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Abgeltung von Planungsmehrwerten (SGS 404) 
können die Gemeinden Infrastrukturbeiträge bei Quartierplanungen erheben. Sofern Laufen dies 
machen möchte, wäre es sinnvoll, wenn dies im Reglement über die Mehrwertabgabe ebenfalls 
geregelt wird; z.B. "Die Stadt Laufen erhebt bei Quartierplanungen anstelle einer Mehrwertabgabe 
einen Infrastrukturabgabe in Form von Geld-, Sach- oder Dienstleistungen." Detaillierte Informatio-
nen zu den bereits enthaltenen Bestimmungen im Reglementsentwurf entnehmen Sie den nachfol-
genden Anmerkungen. 
 
 
Materielle Anmerkungen 
 

Vorlage Gemeinde Vorschlag Stabsstelle Kommentar Stabsstelle 

Ingress Ingress  

Die Gemeindeversammlung der 
Einwohnergemeinde Laufen, ge-
stützt auf Art. 5 des Bundesgeset-
zes über die Raumplanung (RPG; 
SR 700), das Gesetz über die Ab-
geltung von Planungsmehrwerten 
vom 27. September 2018 (GAP); 
SGS 404), sowie § 46 Absatz 1 
und § 47 Absatz 1 Ziffer 2 des Ge-
setzes über die Organisation und 
die Verwaltung der Gemeinden 
vom 28. Mai 1970 (GemG; SGS 
180) beschliesst: 

Die Gemeindeversammlung der 
Einwohnergemeinde Laufen, ge-
stützt auf Artikel 5 des Bundesge-
setzes über die Raumplanung 
(RPG; SR 700), das Gesetz über 
die Abgeltung von Planungsmehr-
werten vom 27. September 2018 
(GAP; SGS 404), sowie § 46 Ab-
satz 1 und § 47 Absatz 1 Ziffer 2 
des Gesetzes über die Organisa-
tion und die Verwaltung der Ge-
meinden vom 28. Mai 1970 
(GemG; SGS 180), beschliesst: 

Keine Änderung 
 
FKD/GS: Keine Bemerkungen 

 



 

 2/5  

§ 1 Zweck § 1 Zweck  

Dieses Reglement regelt die Ab-
geltung von Planungsmehrwerten 
bei Auf- oder Umzonungen im Ge-
meindegebiet. 

1 Dieses Reglement regelt die Ab-
geltung von Planungsmehrwerten 
bei Auf- oder Umzonungen im Ge-
meindegebiet. 

Keine Änderung 
 
FKD/GS: Keine Bemerkungen 

   

§ 2 Grundsatz § 2 Grundsatz  

Erfährt ein Grundstück durch eine 
Planungsmassnahme in Form ei-
ner Auf- oder Umzonung einen 
Vorteil, hat die Grundeigentümer-
schaft der Stadt Laufen eine Mehr-
wertabgabe zu entrichten. 

1 Erfährt ein Grundstück durch 
eine Planungsmassnahme in 
Form einer Auf- oder Umzonung 
einen Vorteil, hat die Grundeigen-
tümerschaft der Stadt Laufen eine 
Mehrwertabgabe zu entrichten. 

Keine Änderung 
 
FKD/GS: Keine Bemerkungen 

   

§ 3 Ermittlung und Verfügung § 3 Ermittlung und Verfügung  

Der Bodenmehrwert bemisst sich 
nach der Differenz des Verkehrs-
werts des Grundstücks ohne Bau-
ten und Anlagen vor und nach der 
planungsbedingten Massnahme. 

1 Der Bodenmehrwert bemisst sich 
nach der Differenz des Verkehrs-
werts des Grundstücks ohne Bau-
ten und Anlagen vor und nach der 
planungsbedingten Massnahme. 

Keine Änderung 
 
FKD/GS: Keine Bemerkungen 

Der Stadtrat zieht zur Ermittlung 
des Bodenmehrwerts auf seine 
Kosten eine Fachexpertise bei. 
Die Fachexpertise wird der Grund-
eigentümerschaft zur Stellung-
nahme unterbreitet. 

2 Der Stadtrat zieht zur Ermittlung 
des Bodenmehrwerts auf seine 
Kosten eine Fachexpertise bei. 
Die Fachexpertise wird der Grund-
eigentümerschaft zur Stellung-
nahme unterbreitet. 

Keine Änderung 
 
FKD/GS: Keine Bemerkungen 

   

§ 4 Höhe der Mehrwertabgabe § 4 Höhe der Mehrwertabgabe  
1 Die Mehrwertabgabe beträgt 
30% des nach § 3 ermittelten Bo-
denmehrwerts. 

1 Die Mehrwertabgabe beträgt 
30% des nach § 3 ermittelten Bo-
denmehrwerts. 

Keine Änderung 
 
FKD/GS: Keine Bemerkungen 

2 Die Höhe der Freigrenze richtet 
sich nach den aktuellen kantona-
len Bestimmungen. Beträgt der 
Mehrwert weniger als die durch 
den Kanton definierte Freigrenze, 
so wird keine Abgabe erhoben. 
Sind von der Planungsmass-
nahme mehrere Grundstücke der-
selben Grundeigentümerschaft 
betroffen, so kann diese die Frei-
grenze nur einmal beanspruchen. 

2 Die Höhe der Freigrenze richtet 
sich nach den aktuellen kantona-
len Bestimmungen. Beträgt der 
Mehrwert weniger als die durch 
den Kanton definierte Freigrenze, 
so wird keine Abgabe erhoben. 

Zwingende Änderung 
 
BUD/GS: Die Formulierung, dass 
die Freigrenze nur einmal bean-
sprucht werden kann, ist bereits im 
Mehrwertabgabegesetz festgehal-
ten. Die Wiederholung im kommu-
nalen Reglement hat deshalb 
keine eigenständige Bedeutung 
und ist zu streichen. 

   

§ 5 Fälligkeit der Mehrwertab-
gabe 

§ 5 Fälligkeit der Mehrwertab-
gabe 

 

Die aufgrund des Bodenmehr-
werts individuell pro Parzelle zu 
berechnende Mehrwertabgabe 
wird erhoben, sobald eine mehr-
wertrealisierende Veräusserung 
oder eine Baurechtsbegründung 
erfolgt oder eine Baubewilligung 
rechtskräftig wird, mit welcher die 
Nutzung auf der Parzelle erhöht 
wird. 

1 Die Fälligkeit der Mehrwertab-
gabe richtet sich nach den Vorga-
ben des Gesetzes über die Abgel-
tung von Planungsmehrwerten. 

Zwingende Änderung 
 
BUD/GS: Absatz 1 entspricht wört-
lich der Formulierung von § 4 Abs. 
1 des aktuellen Mehrwertabgabe-
gesetz. Die Wiederholung im kom-
munalen Reglement hat deshalb 
keine eigenständige Bedeutung 
und ist zu streichen. 

Die Mehrwertabgabe bei Auf- und 
Umzonungen wird bis zur Fällig-
keit der Teuerung angepasst. 
Diese wird nach dem Landesindex 
der Konsumentenpreise bestimmt 
(Indexbasis 12.2020 = 100). Sie ist 

2 Die Mehrwertabgabe bei Auf- 
und Umzonungen wird bis zur Fäl-
ligkeit der Teuerung angepasst. 
Diese wird nach dem Landesindex 
der Konsumentenpreise bestimmt 
(Indexbasis 12.2020 = 100). Sie ist 

Keine Änderung 
 
FKD/GS: Keine Bemerkungen 
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innert 30 Tagen ab Zustellung der 
Veranlagungsverfügung zu bezah-
len. Danach wird ein Verzugszins 
in der Höhe des für Enteignungs-
entschädigungen üblichen Zins-
fusses erhoben. 

innert 30 Tagen ab Zustellung der 
Veranlagungsverfügung zu bezah-
len. Danach wird ein Verzugszins 
in der Höhe des für Enteignungs-
entschädigungen üblichen Zins-
fusses erhoben. 

   

§ 6 Verwendung der Mehr-
wertabgabe 

§ 6 Fonds für planungsbedingte 
Mehrwertabgaben 

Empfohlene Änderung 
 
FKD/GS: Mit § 6 wird nicht die Ver-
wendung, sondern die «Zwischen-
lagerung» geregelt; dies sollte ent-
sprechend gekennzeichnet wer-
den. 

(nicht vorhanden) 1 Unter dem Titel «Fonds für pla-
nungsbedingte Mehrwertabga-
ben» führt die Gemeinde einen 
Fonds im Eigenkapital. 

Zwingende Änderung 
 
FKD/GS: Es soll klar festgehalten 
werden, dass es sich um einen 
Fonds nach § 14 GRV handelt. 

Die Gemeinde stellt die zweckge-
bundene Verwendung der Mehr-
wertabgabe durch die Äufnung ei-
nes Fonds sicher. Für die Verfü-
gung von Beiträgen aus dem 
Fondskapital gelten die Finanz-
kompetenzen gemäss Gemeinde-
ordnung der Stadt Laufen vom 29. 
September 2011. 

2 Der Fonds wird durch die Erträge 
der Mehrwertabgaben nach § 1 
Absatz 1 geäufnet. 

Empfohlene Änderung 
 
FKD/GS: Die nebenstehende For-
mulierung legt die Äufnung klarer 
fest. Die Zweckbindung ergibt sich 
aus § 22 GRV. 

(nicht vorhanden) 3 Das Kapital des Fonds wird nicht 
verzinst. 

Empfohlene Änderung 
 
FKD/GS: Es sollte klargestellt wer-
den, ob das Fondskapital verzinst 
wird oder nicht. 

   

(nicht vorhanden) § 7 Beiträge aus dem Fonds Empfohlene Änderung 
 
FKD/GS: Thematisch sind § 6 und 
diese Bestimmung zu trennen; es 
bietet sich ein separater Para-
graph an. 

(vorher in § 6 Absatz 1) 1 Für die Verfügung von Beiträgen 
aus dem Fondskapital gelten die 
Finanzkompetenzen gemäss Ge-
meindeordnung der Stadt Laufen 
vom 29. September 2011. 

Keine Änderung 
 
FKD/GS: Keine Bemerkungen 

   

§ 6.1 Infrastrukturen § 8 Verwendung für Massnah-
men der Raumplanung 

Zwingende Änderung 
 
FKD/GS: Ein «Unterparagraph» ist 
abzulehnen; besser ist ein selb-
ständiger Paragraph. 
 
BUD/GS: Art. 5 Abs. 1ter RPG re-
gelt, wofür die Mehrwertabgaben 
zu verwenden sind, nämlich Ent-
schädigung für Eigentumsbe-
schränkungen, die sich aus Pla-
nungen ergeben oder für Mass-
nahmen der Raumplanung.  
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Mit Geldern aus dem Fonds kön-
nen insbesondere Infrastrukturen 
ganz oder teilweise finanziert wer-
den, wie: 

1 Mit Geldern aus dem Fonds wer-
den insbesondere Massnahmen 
der Raumplanung ganz oder teil-
weise finanziert, wie: 

Zwingende Änderung 
 
BUD/GS: vgl. einleitende Bemer-
kung zum Titel. 

a) Spielplätze, Freizeitanlagen, 
(z.B. qualitative oder quantitative 
Verbesserungen von Grün- und 
Freiflächen), 

a) qualitative oder quantitative 
Verbesserungen von Grün- und 
Freiflächen; 

Empfohlene Änderung 
 
BUD/GS: vgl. einleitende Bemer-
kung zum Titel 

b) Schulanlagen, (z.B. Anbauten, 
Neubauten, Gestaltung Pausen-
plätze) 

(gestrichen) Zwingende Änderung 
 
BUD/GS: vgl. einleitende Bemer-
kung zum Titel. 

c) Plätze und Flächen mit Eignung 
als Veranstaltungsort; (z.B. Schaf-
fung und/oder Verbesserung der 
öffentlichen Zugänglichkeit und 
Nutzbarkeit); 

b) Schaffung und/oder Verbesse-
rung von öffentlich zugänglichen 
Plätzen und Flächen. 

Empfohlene Änderung 
 
BUD/GS: vgl. einleitende Bemer-
kung zum Titel. 

d) Einrichtungen zur Förderung 
des lokalen Vereins-, Sozial- und 
Kulturlebens; 

(gestrichen) Zwingende Änderung 
 
BUD/GS: vgl. einleitende Bemer-
kung zum Titel. 

   

§ 6.2 Enteignungsentschädigun-
gen 

§ 9 Verwendung für Entschädi-
gungen 

Empfohlene Änderung 
 
FKD/GS: Ein «Unterparagraph» ist 
abzulehnen; besser ist ein selb-
ständiger Paragraph 

Die Mittel des Fonds können, so-
fern notwendig, für Enteignungs-
entschädigungen im Sinne von Ar-
tikel 5 Absatz 2 des Bundesgeset-
zes über die Raumplanung vom 
22. Juni 1979 (Raumplanungsge-
setz; SR 700) verwendet werden. 

1 Die Mittel des Fonds werden, so-
fern notwendig, für Entschädigun-
gen im Sinne von Artikel 5 Absatz 
2 RPG verwendet. 

Empfohlene Änderung 
 
BUD/GS: vgl. einleitende Bemer-
kung zum Titel. 

   

§ 6.3 Erhebungen (gestrichen) Zwingende Änderung 
 
BUD/GS: vgl. einleitende Bemer-
kung zum Titel von § 8. 
Die Finanzierung zur Ermittlung 
des Mehrwerts durch Gelder aus 
dem Mehrwertabgabefonds ist 
durch die massgebende Bundes-
gesetzgebung nicht abgedeckt. 

Die Stadt Laufen kann Ausgaben, 
welche ihr bei der Erhebung des 
Bodenmehrwerts und bei der Er-
hebung der Mehrwertabgabe ent-
stehen, dem Fonds belasten. 

(gestrichen) Zwingende Änderung 
 
BUD/GS: vgl. einleitende Bemer-
kung zum Titel von § 8 und vorste-
hende Bemerkung. 

   

§ 7 Inkrafttreten § 10 Inkrafttreten  

Dieses Reglement wird nach der 
Genehmigung der Bau- und Um-
weltschutzdirektion des Kantons 
Basel-Landschaft rückwirkend per 
1. März 2025 in Kraft gesetzt. 

Dieses Reglement wird nach der 
Genehmigung der Finanz- und Kir-
chendirektion des Kantons Basel-
Landschaft per 1. Januar 2026 in 
Kraft gesetzt. 

Zwingende Änderung 
 
FKD/GS: Für Reglemente über 
Fonds, auch wenn sie die Mehr-
wertabgabe betreffen, ist die FKD 
zuständig. Zudem ist fraglich, ob 
vorliegend die vorgesehene rück-
wirkende Inkraftsetzung den bun-
desgerichtlichen Voraussetzungen 
entsprechen würde. 
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Schlussbemerkungen 
 
Entsprechend der vorhergehenden Ausführungen können wir Ihnen deshalb unter Vorbehalt der 
Umsetzung aller als zwingend bezeichneten Anmerkungen die Genehmigung in Aussicht stellen. 
Bitte beachten Sie, dass dieser Vorprüfungsbescheid die erlassende Dienststelle sowie die weiteren 
zur verwaltungsinternen Stellungnahme eingeladenen Dienststellen im Hinblick auf das spätere Ge-
nehmigungsverfahren nicht bindet. Bei allfälligen Fragen zu diesem Vorprüfungsbescheid stehen 
wir Ihnen gerne weiterhin zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
Finanz- und Kirchendirektion 
Fachbereich Gemeinden 
 
 
Stefan A. Buchwalder, MLaw, LL.M., Advokat 
Juristischer Mitarbeiter Gemeinderecht 


